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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Finanzierung 
von Werbe- und Aufklärungsfeldzügen für den Fleischverbrauch *) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Da die Lage auf den Fleischmärkten in der Ge- 
meinschaft durch ein Ungleichgewicht von Angebot 
und Nachfrage gekennzeichnet ist, müssen alle ge- 
eigneten Maßnahmen ergriffen werden, um dieses 
Gleichgewicht wiederherzustellen. Zu diesem Zweck 
sieht die Verordnung (EWG) Nr. 1857/74 des Rates 
vom 16. Juli 1974 betreffend eine Werbe- und Infor- 
mationskampagne für Rindfleisch bereits eine Ak- 
tion in einem der betreffenden Sektoren vor. 

Es ist angebracht, diese Aktion auf die anderen 
einer gemeinsamen Marktorganisation unterliegen- 
den Fleischarten auszudehnen und sie auf den glei- 
chen Zeitraum wie diejenige für Rindfleisch zu be- 
grenzen. 

Daher empfiehlt es sich, in Abweichung von Arti- 
kel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates 
vom 21. April 1970 über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik'^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 3 ), eine auf 50 
V. H. der entsprechenden Ausgaben begrenzte Betei- 
ligung des Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds vorzusehen. 

Außerdem erscheint es angezeigt, die gemein- 
schaftliche Finanzierung für die Kosten dieses 
Werbe- und Aufklärungsfeldzugs auf einen Höchst- 


betrag von 3 Millionen Rechnungseinheiten, aufge- 
teilt zwischen den Mitgliedstaaten nach Maßgabe 
des Verhältnisses zwischen der Bevölkerung jedes 
einzelnen Mitgliedstaates und der Gesamtbevölke- 
rung der Gemeinschaft zu begrenzen. 

Es empfiehlt sich, die Ergebnisse der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Maßnahmen im Verwal- 
tungsausschuß für Schweinefleisch beziehungsweise 
im Verwaltungsausschuß für Eier und Geflügelfleisch 
nach den in Artikel 24 der Verordnung Nr. 121/67/ 
EWG des Rates vom 13. Juni 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Schweinefleisch und in 
Artikel 17 der Verordnung Nr. 123/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Geflügelfleisch ®) vorgesehe- 
nen Verfahren überprüfen zu lassen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten, welche in der Zeit vom 21. Juli 
1974 bis 20. Juli 1975 Werbe- und Aufklärungs- 
feldzüge durchführen, mit denen das Verhalten der 
Verbraucher besser an Angebot und Nachfrage von 
Erzeugnissen des Rindfleisch-, Schweinefleisch- und 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 
vom 18. Juli 1974, S. 17 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 

*) Dieser Vorschlag tritt an die Stelle des Vorschlags 
einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die 
Finanzierung der Werbe- und Informationskampagne 
für Rindfleisch, von der Kommission dem Rat am 15. 
Juli 1974 vorgelegt. (Dok. KOM(74) 1156 endg. A) 
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Geflügelfleisch-Sektors angepaßt werden soll, kön- 
nen beim Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds, Abteilung Garantie, die Erstattung der durch 
die getroffenen Maßnahmen verursachten Ausgaben 
bis zur Höhe von 50 v. H. zu den in dieser Verord- 
nung vorgesehenen Bedingungen beantragen. 


Artikel 2 

1. Die Beteiligung des Fonds ist auf die Ausgaben 
für Aufklärungsfeldzüge beschränkt, welche 

— die bestgeeigneten Werbemittel einsetzen, 
um die Aktion möglichst erfolgreich zu ge- 
stalten, und 

— die spezifischen Bedingungen bei Vermark- 
tung und Verbrauch der betreffenden Fleisch- 
arten in den verschiedenen Gebieten der Ge- 
meinschaft berücksichtigen. 

2. Die durchgeführten bzw. geplanten Maßnahmen 
werden der Kommission unverzüglich mitgeteilt. 

3. Nach Ablauf von sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung werden die Ergebnisse 
der in dieser Verordnung vorgesehenen Maß- 
nahmen nach dem Verfahren der Artikel 24 der 
Verordnung Nr. 121 /67/EWG und Artikel 17 der 
Verordnung Nr. 123/67/EWG geprüft. 


Artikel 3 

Die finanzielle Beteiligung des Fonds darf für jeden 
Mitgliedstaat folgende Beträge nicht überschreiten: 


Belgien 

Rechnungseinheiten 

116 400 

Dänemark 

59 100 

Deutschland 

708 900 

Frankreich 

607 800 

Irland 

35 400 

Italien 

642 000 

Luxemburg 

4 200 

Niederlande 

155 400 

Vereinigtes Königreich 

670 800 


A r i t k e 1 4 

Die Durchführungsbestimmungen werden, soweit er- 
forderlich, nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikels 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

s) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2301/67 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Fl 17/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. September 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1857/74 vom 16. Juli 
1974 hat der Rat die Vorschriften für eine Werbe- 
und Informationskampagne für Rindfleisch erlassen. 
Im Hinblick auf die Beschlüsse des Rates vom 15./ 16. 
Juli 1974 ist diese Maßnahme auf die anderen 
Hauptfleischarten auszudehnen; zugleich sind die 
Finanzierungsvorschriften für die gesamte Werbe- 
und Informationskampagne zu erlassen. 


Finanzielle Gesichtspunkte 

Bestimmte Vorschriften dieser Verordnung sollen 
die Bedingungen der Gemeinschaftsfinanzierung der 
Maßnahme festlegen. Die im vorliegenden Vorschlag 
vorgesehenen Maßnahmen stellen Marktinterven- 
tionen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 dar, die zu Lasten des 
EAGFL, Abteilung Garantie, gehen. 

Da diese Verordnung den Milgliedstaaten die Art 
und Weise des Vorgehens bei einer solchen Kam- 
pagne überläßt, empfiehlt es sich jedoch, nicht nur 
die Gemeinschaftsfinanzierung auf 50 v. FI. der sich 
aus den besagten einzelnen Werbe- und Aufklä- 
rungskampagnen ergebenden Kosten zu beschrän- 
ken, sondern auch einen Höchstsatz von 3 Millionen 
RE vorzüsehen. Dieser Betrag ist auf die einzelnen 
Mitgliedstaaten im Verhältnis ihrer jeweiligen Be- 
völkerungszahl zur Gesamtbevölkerung der Gemein- 
schaft aufzuteileen. Die Gemeinschaftsausgaben wer- 
den aus Mitteln der Abteilung Garantie des EAGFL, 
des Haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaf- 
ten finanziert. 
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